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O r i g i n a l m a n u s k r i p t 



Thomas Petersen

Europa in Gefahr

„Scheitert der Euro, scheitert Europa“ sagte
Bundeskanzlerin Merkel im Mai letzten Jahres
bei der Verleihung des Karlspreises an den
polnischen Ministerpräsidenten  Donald Tusk.
Damals mag die Aussage den Zuhörern viel-
leicht etwas dramatisch erschienen sein, zumal
nach der Verabschiedung des Rettungspakets
der EU und des Internationalen Währungs-
fonds für Griechenland die größte Gefahr für
den Euro zumindest vorerst gebannt schien.
Doch es spricht einiges dafür, dass sie nicht
übertrieben ist. 

Bereits damals war erkennbar, dass die fort-
währende öffentliche Diskussion um die Euro-
Stabilität dauerhafte Spuren im Europabild der
Bevölkerung hinterlassen würde. In der Zwi-
schenzeit haben sich die Hinweise darauf ver-
stärkt. Dabei fällt auf, dass nicht allein und
noch nicht einmal vorrangig das Vertrauen in
die ökonomische Stabilität Europas abgenom-
men hat, sondern dass vor allem das langfristi-
ge Ziel der politischen Einigung Europas
Schaden zu nehmen droht. Dies geht aus den
Ergebnissen der jüngsten Repräsentativumfra-
ge des Instituts für Demoskopie Allensbach
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im Auftrag dieser Zeitung hervor.

Die Deutschen haben den Euro von Anfang an
mit großer Skepsis betrachtet. Sieht man ein-
mal von einer kurzen Phase Anfang 2002 un-
mittelbar nach der Einführung des Euro-Bar-
geldes ab („Bargeld lacht“ schrieb damals Eli-
sabeth Noelle-Neumann), sprachen sich stets
Mehrheiten der Bevölkerung gegen die neue
Währung aus. Zwar waren die meisten Men-
schen durchaus bereit, das neue Geld zu ak-
zeptieren, doch ohne jede Begeisterung. Im
Oktober 1995 stellte das Allensbacher Institut
zum ersten Mal die Frage „Wie viel Vertrauen
hätten Sie zu einer gemeinsamen europäischen
Währung?“ 22 Prozent antworteten, sie hätten
„sehr großes“ oder „großes Vertrauen“, 69
Prozent sagten „weniger Vertrauen“ oder
„kaum, gar kein Vertrauen“. In den darauf fol-
genden Jahren wurde die Frage nahezu jedes
Jahr wiederholt. Die Antworten schwankten je
nach der tagespolitischen Situation deutlich,
doch abgesehen vom Januar 2002 sagte zu
keinem Zeitpunkt eine Mehrheit, sie hätte
„sehr großes“ oder „großes“ Vertrauen in den
Euro. Heute liegen die Werte mit 22 zu 68
Prozent fast exakt auf dem gleichen Niveau
wie vor 16 Jahren. 

Das generelle Misstrauen der Bevölkerung ge-
genüber der Währungsunion ist vermutlich ein
wesentlicher Grund dafür, dass sie auf Pläne,
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verschuldeten Mitgliedsländern unter die
Arme zu greifen, mit großer Skepsis reagiert.
Dies zeigen unter anderem die Antworten auf
die Frage „Angela Merkel hat sich bei den
Verhandlungen dafür eingesetzt, dass dieser
Rettungsschirm (für finanzschwache Euro-
Länder) nur im absoluten Notfall und unter
strengen Bedingungen in Anspruch genom-
men werden darf. Finden Sie die harte Hal-
tung von Angela Merkel richtig, oder hätte sie
sich kompromissbereiter zeigen sollen?“ 83
Prozent der Deutschen sagen heute, die harte
Haltung sei richtig gewesen. Nur 6 Prozent
meinen, die Bundeskanzlerin hätte sich kom-
promissbereiter zeigen sollen.

Auch darüber, dass die gegenwärtige finan-
zielle Lage mancher Euro-Länder nicht akzep-
tabel ist, herrscht weitgehend Einigkeit. 68
Prozent stimmen der Aussage zu „Die Schul-
den einiger Euro-Länder sind viel zu hoch.
Das kann auf Dauer nicht gut gehen. Daran
könnte der Euro scheitern.“ Nur 20 Prozent
entscheiden sich für die im Fragebogen ange-
botene Gegenposition, in der es heißt, das
„Gerede vom Scheitern des Euro“ sei doch
übertrieben, und andere Länder wie die Verei-
nigten Staaten oder Japan seien ebenfalls hoch
verschuldet und stünden auch nicht besser da.

Doch sobald man sich der Frage zuwendet,
mit welchen konkreten Maßnahmen der Kri-
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sensituation begegnet werden sollte, reagiert
die Bevölkerung ratlos. Auf die Frage, ob es
richtig gewesen sei, den sogenannten Ret-
tungsschirm für hoch verschuldete Euro-Län-
der einzurichten, antworten 35 Prozent, sie
hielten die Entscheidung für richtig, 37 Pro-
zent sagen, sie sei nicht richtig gewesen, nicht
viel weniger, 28 Prozent bleiben unentschie-
den. Ähnlich unklare Antworten erhält man
auf die Frage „Wäre es Ihrer Meinung nach
für die Zukunft der Euro-Zone besser, wenn
man hoch verschuldete Länder wie z.B. Grie-
chenland ausschließt, oder wäre das der fal-
sche Weg?“  Man sollte die verschuldeten
Länder besser ausschließen, meinen 36 Pro-
zent, 40 Prozent halten das für den falschen
Weg, 24 Prozent sind unentschieden. Dieses
Muster – in gutes Drittel der Bevölkerung
spricht sich für eine vorgeschlagene These
aus, ein weiteres Drittel dagegen und nicht
viel weniger sind unentschieden – ist typisch
für Themen, bei denen die Bürger sich keine
feste Meinung gebildet haben. Es ist ein siche-
res Zeichen für Orientierungslosigkeit. Immer-
hin können sich die Deutschen zu einer eini-
germaßen deutlichen Ablehnung der Idee ei-
ner Teilung der Euro-Zone durchringen. Le-
diglich 23 Prozent sprechen sich dafür aus, 44
Prozent halten das für keinen guten Vorschlag.

Man bekommt den Eindruck, dass die Auswir-
kungen der Währungskrise auf das Ansehen
des Euro letztlich begrenzt ist, weil die Men-
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schen ohnehin nie besonders viele Hoffnungen
mit der Gemeinschaftswährung verbunden
hatten. Auch die in der politischen Diskussion
verbreitete These, dass die europäische Eini-
gung für Deutschland große ökonomische
Vorteile bringt, hat die Bevölkerung nie wirk-
lich überzeugt. Auf die Frage „Hat Deutsch-
land durch seine Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union eigentlich mehr Vorteile oder
mehr Nachteile, oder würden Sie sagen, die
Vor- und Nachteile gleichen sich aus?“  ant-
worten heute 21 Prozent, ihrer Ansicht nach
habe die Mitgliedschaft mehr Vorteile, 32 Pro-
zent vermuten ein Übergewicht der Nachteile.
Eine relative Mehrheit von 38 Prozent weicht
auf die Antwort aus, die Vor- und Nachteile
würden sich wohl ausgleichen. An diesen Ant-
worten hat sich seit zwei Jahrzehnten – in
Westdeutschland sogar seit 1979 – nichts We-
sentliches geändert.

Viel dramatischer als auf die Einschätzung der
ökonomischen Lage scheint sich die Euro-Kri-
se dagegen auf die Beurteilung des politischen
Ziels der europäischen Einigung auszuwirken.
Bereits seit der deutschen Einheit mehren sich
die Zeichen des Unbehagens der Bevölkerung
am Integrationsprozess. Auf die Frage „Wie
rasch sollte die Entwicklung zu einem verei-
nigten Europa sein, schneller oder langsamer
oder weiter wie bisher?“ antwortete die west-
deutsche Bevölkerung von 1982, als die Frage
zum ersten Mal gestellt wurde, bis 1988 stets
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mit deutlichen Mehrheiten, sie wünsche sich
schnellere Fortschritte. Doch mit der deut-
schen Einheit kippten die Werte: Seit 1990
überwiegt der Anteil derer, die sagen, es solle
doch besser langsamer vorangehen. Heute ver-
treten in ganz Deutschland 12 Prozent die er-
ste, 43 Prozent die zweite Position.

Es ist in diesem Zusammenhang wichtig, sich
vor Augen zu führen, dass alle großen Grund-
satzentscheidungen der europäischen Einigung
der letzten 20 Jahre gegen den Willen der
deutschen Bevölkerung durchgesetzt wurden:
Die Einführung des Euro, die Aufnahme der
neuen Mitgliedsländer in Ostmitteleuropa, die
Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der
Türkei, dies alles wurde von den Deutschen
mit sehr deutlichen Mehrheiten abgelehnt. Der
grundsätzlichen Europafreundlichkeit der Be-
völkerung schien dies über lange Zeit aber
nicht zu schaden. Stets reagierten die Deut-
schen auf Fragen nach der allgemeinen Zu-
stimmung zur europäischen Integration oder
bei Assoziationstests zum Thema Europa
gleichbleibend positiv.

Nun aber hat es den Anschein, als hätte die Fi-
nanzkrise die Geduld der Deutschen doch
überstrapaziert. Während sich in den Tagen
der Griechenland-Krise im vergangenen Früh-
jahr das Urteil über den Euro lediglich im
Rahmen des aus früheren Jahren Bekannten
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verschlechterte, fiel das Ansehen der Europäi-
schen Union als Ganzes binnen kürzester Zeit
auf einen Tiefststand. Auf die Frage „Wie viel
Vertrauen haben Sie zur Europäischen Uni-
on?“ hatte in den Jahren 2005 bis zum Früh-
jahr 2010 jeweils etwa die Hälfte der Befrag-
ten geantwortet, sie hätten ein „nicht so gro-
ßes“ oder „kaum, gar kein Vertrauen“. Ein
Drittel brachte der Gemeinschaft „sehr gro-
ßes“ oder „großes“ Vertrauen entgegen. Dann
aber, im Verlauf von zwei Monaten, wuchs
die Zahl derer, die wenig oder kein Vertrauen
in die EU hatten, von 51 auf 63 Prozent. Der
Anteil derjenigen, die der Union das Vertrau-
en aussprachen, ging von 37 auf 26 Prozent
zurück. Auf diesem Niveau haben sich die
Zahlen seitdem gehalten. Man gewinnt den
Eindruck von einem Bergsturz, einem ruckar-
tigen Substanzverlust, der nicht leicht wieder
auszugleichen sein wird.

So ist es auch nur folgerichtig, wenn die euro-
päische Einigung als Zukunftsperspektive, zu
der sich trotz aller Bedenken im Detail seit
Mitte der 90er Jahre immer eine deutliche
Mehrheit der Deutschen bekannt hatte, all-
mählich an Glanz verliert. Dies zeigen die
Antworten auf die Frage „Wenn jemand sagt:
‚Europa ist unsere Zukunft’. Würden Sie sa-
gen, das stimmt, oder ist das Ihrer Meinung
nach nicht richtig?“ „Das stimmt“ sagten im
April 2010 53 Prozent der Befragten, heute
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sind es noch 41 Prozent.

Es erscheint angesichts dieser Entwicklung
besonders problematisch, dass die deutsche
Bevölkerung mit ihrer nach wie vor grund-
sätzlich positiven Einstellung zu Europa an-
scheinend alleingelassen wird. Inhaltsanalysen
der führenden deutschen Nachrichtenmedien
bestätigen immer wieder, dass die europäische
Einigung in der Berichterstattung nur eine
sehr untergeordnete Rolle spielt. Die Folge ist,
dass selbst erhebliche Integrationsfortschritte
an der Bevölkerung vorbeigehen. Die Frage
„Wissen Sie zufällig, wer Herman van Rom-
puy ist?“ können im Januar 2011 gerade 4
Prozent der Deutschen korrekt beantworten.
Weitere 5 Prozent machen vage, zumindest
nicht grob falsche Angaben. Mehr als 90 Pro-
zent aber haben den Namen offensichtlich
noch nie gehört. Man muss dieses Ergebnis als
Zeichen eines schweren Defizits der Informa-
tionsvermittlung durch die Medien deuten.
Eine derartige Vernachlässigung bringt Euro-
pa auf Dauer in Gefahr.
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Vertrauen in den Euro

FRAGE: "Wie viel Vertrauen haben Sie zu der gemeinsamen europäischen 
Währung? Würden Sie sagen ..."

Bevölkerung insgesamt
----------------------------------------------------------
Sehr großes/ Weniger/ Unent-

Großes Kaum, gar kein schieden
Vertrauen Vertrauen

% % %

1995, Oktober ..................................22.........................69....................9
1996, Dezember ..............................21.........................66..................13
1997, Juli / August ...........................23.........................68....................9
1998, Juni ........................................25.........................64..................11
1999, Januar ....................................37.........................50..................13
2000, Mai / Juni................................21.........................71....................8
2001, Juni ........................................15.........................76....................9
2002, Januar ....................................49.........................40..................11
2003, April ........................................29.........................60..................11
2004, Dezember ..............................33.........................57..................10
2005, Juli..........................................27.........................65....................8
2007, Februar ..................................31.........................57..................12
2008, Oktober ..................................41.........................46..................13
2010, November ..............................26.........................65....................9
2011, Januar ....................................22.........................68..................10

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 10066



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Merkels Haltung zum Rettungsschirm

FRAGE:  "Angela Merkel hat sich bei den Verhandlungen dafür eingesetzt, dass
dieser Rettungsschirm nur im absoluten Notfall und unter strengen 
Bedingungen in Anspruch genommen werden darf. Finden Sie die 
harte Haltung von Angela Merkel richtig, oder hätte sie sich kompro-
missbereiter zeigen sollen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Harte Haltung richtig.............................................................83

Kompromissbereiter ...............................................................6

Unentschieden, keine Angabe .............................................11

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Scheitern des Euro wird befürchtet

FRAGEN: "Zurzeit wird ja viel über die Krise des Euro geredet. Darüber unter-
halten sich hier zwei. Welcher von beiden sagt eher das, was auch 
Sie denken?"
(Bildblattvorlage)

Bevölkerung insgesamt

%

"Die Schulden einiger Euro-Länder sind viel
zu hoch. Das kann auf Dauer nicht gut
gehen. Daran könnte der Euro scheitern" ..........................68

"Das sehe ich anders. Dieses Gerede vom
Scheitern des Euro ist doch übertrieben. 
Andere Länder wie die USA mit dem
Dollar und Japan mit dem Yen als Währung
sind ebenfalls hoch verschuldet und stehen
auch nicht besser da" .........................................................20

Unentschieden, keine Angabe.............................................12

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Rettungsschirm richtig?

FRAGE: "Die Euro-Länder haben kürzlich einen Rettungsschirm für hoch ver-
schuldete Mitgliedsländer beschlossen, der es diesen Ländern leicht 
macht, sich Geld zu leihen, um dadurch zahlungsfähig zu bleiben. 
Finden Sie es richtig, dass man diesen Rettungsschirm für hoch
verschuldete Euro-Länder beschlossen hat, oder finden Sie das nicht 
richtig?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Richtig ..................................................................................35

Nicht richtig ..........................................................................37

Unentschieden, keine Angabe .............................................28

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Verschuldete Länder ausschließen?

FRAGE: "Wäre es Ihrer Meinung nach für die Zukunft der Euro-Zone besser, 
wenn man hoch verschuldete Länder wie z.B. Griechenland aus-
schliesst, oder wäre das der falsche Weg?"

 

Bevölkerung insgesamt

%

Ausschließen ...........................................................................36

Wäre falscher Weg ..................................................................40

Unentschieden, keine Angabe.................................................24

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Teilung der Euro-Zone?

FRAGE: "Kürzlich ist vorgeschlagen worden, dass sich Deutschland zusammen 
mit einigen anderen wirtschaftlich stabilen Euro-Ländern wie z.B. 
Frankreich zu einer neuen Währungsunion zusammenschließt, dem 
sogenannten harten Euro. Halten Sie das für einen guten oder keinen 
guten Vorschlag?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Guter Vorschlag ....................................................................23

Kein guter Vorschlag .............................................................45

Unentschieden, keine Angabe ..............................................32

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011

    



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Vor- oder Nachteile der Mitgliedschaft 
in der EU?

FRAGE: "Hat Deutschland durch seine Mitgliedschaft in der Europäischen Union
eigentlich mehr Vorteile oder mehr Nachteile, oder würden Sie sagen, 
die Vor- und Nachteile gleichen sich aus?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Mehr Vorteile .........................................................................21

Mehr Nachteile ......................................................................32

Gleicht sich aus .....................................................................38

Weiß nicht, keine Angabe .......................................................9

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10066, Januar 2011

    



 

Tabelle A 8a
Gesamtdeutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Geschwindigkeit des Einigungsprozesses

FRAGE: "Wie rasch sollte die Entwicklung zu einem vereinten Europa sein? 
Schneller oder langsamer oder weiter wie bisher?"

Schneller Langsamer Wie bisher Unentschieden
% % % %

Gesamtdeutschland

1991: Dezember ...................11 .................30................44..................15
1992: August ........................12 .................40................34..................14
1994: Februar .......................12 .................31................43..................14
1995: Oktober.......................12 .................35................37..................16
1996: November ...................11 .................45................34..................10
1997: Juli/August ..................10 .................33................42..................15
1998: April ............................11 .................38................39..................12
2001: April/Mai......................10 .................32................39..................19
2002: März............................24 .................23................40..................13
2003: März/April ...................25 .................26................41....................8
2004: Mai................................9 .................43................33..................15
2005: April/Mai......................20 .................34................35..................11
2006: Mai..............................11 .................42................36..................11
2007: Januar.........................20 .................27................37..................16
2008: Mai..............................12 .................35................43..................10
2009: November ...................15 .................24................48..................13
2010: April ............................16 .................29................41..................14
2011: Januar.........................12 .................43................30..................15

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 10066

    



 

Tabelle A 8b
Westdeutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Geschwindigkeit des Einigungsprozesses

FRAGE: "Wie rasch sollte die Entwicklung zu einem vereinten Europa sein? 
Schneller oder langsamer oder weiter wie bisher?"

Schneller Langsamer Wie bisher Unentschieden
% % % %

Westdeutschland

1982: Mai......................................50........................6....................28 ......................16
1983: Oktober/November .............57........................7....................21 ......................15
1984: März ...................................60........................4....................23 ......................13
1986: Mai/Juni ..............................47........................5....................27 ......................21
1988: Januar ................................51........................6....................27 ......................16
1989: März ...................................28......................16....................37 ......................19
1990: März ...................................19......................22....................49 ......................10
1991: Dezember...........................10......................29....................45 ......................16
1992: August ................................13......................38....................36 ......................13
1994: Februar...............................12......................28....................45 ......................15
1995: Oktober...............................13......................33....................38 ......................16
1996: November...........................12......................42....................36 ......................10
1997: Juli/August..........................11......................30....................45 ......................14
1998: April ....................................12......................35....................42 ......................11
2001: April/Mai .............................10......................31....................41 ......................18
2002: März ...................................25......................22....................41 ......................12
2003: März/April ...........................25......................25....................43 ........................7
2004: Mai......................................10......................44....................32 ......................14
2005: April/Mai .............................22......................33....................34 ......................11
2006: Mai......................................11......................41....................38 ......................10
2007: Januar ................................22......................25....................38 ......................15
2008: Mai......................................13......................35....................43 ........................9
2009: November...........................15......................23....................49 ......................13
2010: April ....................................18......................27....................42 ......................13
2011: Januar ................................13......................43....................30 ......................14

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 10066

    



 

Tabelle A 8c
Ostdeutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Geschwindigkeit des Einigungsprozesses

FRAGE: "Wie rasch sollte die Entwicklung zu einem vereinten Europa sein? 
Schneller oder langsamer oder weiter wie bisher?"

Schneller Langsamer Wie bisher Unentschieden
% % % %

Ostdeutschland

1991: Dezember...................11 .................35................40..................14
1992: August ..........................8 .................48................29..................15
1994: Februar.......................10 .................42................34..................14
1995: Oktober.........................8 .................43................32..................17
1996: November.....................7 .................62................24....................7
1997: Juli/August....................7 .................45................31..................17
1998: April ..............................6 .................49................29..................16
2001: April/Mai .....................11 .................35................33..................21
2002: März ...........................19 .................28................32..................21
2003: März/April ...................22 .................30................37..................11
2004: Mai................................5 .................43................36..................16
2005: April/Mai .....................16 .................36................38..................10
2006: Mai..............................11 .................45................30..................14
2007: Januar ........................13 .................35................33..................19
2008: Mai................................9 .................34................43..................14
2009: November...................14 .................25................45..................16
2010: April ............................12 .................36................36..................16
2011: Januar ..........................9 .................45................29..................17

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 10066

    



Tabelle B 1a
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Gesamtdeutschland
  ------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Sonstige

Grüne LINKE*)
% % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.1998 ................35,1 ...6,2 ...40,9.....6,7 ......5,1 .....6,0

1998: Jahresdurchschnitt. 34,0 ...6,3 ...42,3.....7,7 ......5,2 .....4,5
1999: Jahresdurchschnitt .41,0 ...6,9 ...34,1.....7,0 ......6,2 .....4,8
2000: Jahresdurchschnitt .33,4 ...9,3 ...38,2.....7,5 ......6,4 .....5,2
2001: Jahresdurchschnitt. 34,0 ..10,6 ...37,3.....7,6 ......6,2 .....4,3

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
22.9.2002.................38,5 ...7,4 ...38,5.....8,6 ......4,0 .....3,0

2002: Jahresdurchschnitt .39,7 ..10,7 ...33,5.....7,4 ......5,4 .....3,3
2003: Jahresdurchschnitt .45,0 ...8,1 ...28,9....10,4 ......4,4 .....3,2
2004: Jahresdurchschnitt .44,5 ...8,2 ...25,7....11,4 ......5,8 .....4,4

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
18.9.2005.................35,2 ...9,8 ...34,2.....8,1 ......8,7 .....4,0

2005: Jahresdurchschnitt .41,0 ...8,6 ...30,5.....8,6 ......8,0 .....3,3
2006: Jahresdurchschnitt .35,4 ..11,5 ...30,1.....9,2 ......9,7 .....4,1
2007: Jahresdurchschnitt .36,6 ..10,9 ...28,9.....9,6 .....10,5 .....3,5
2008: Jahresdurchschnitt .35,9 ..11,4 ...26,8....10,1 .....12,1 .....3,7

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009.................33,8 ..14,6 ...23,0....10,7 .....11,9 .....6,0

2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ..13,5 ...24,0....11,5 .....10,5 .....4,5

2010: 7.-21.Januar .......34,5 ..13,0 ...25,0....11,5 .....11,0 .....5,0
5.-19.Februar ......37,0 ..10,5 ...23,5....13,5 .....10,5 .....5,0
5.-17.März .........36,0 ...9,0 ...25,5....13,0 .....11,0 .....5,5
10.-23.April .......35,0 ...9,0 ...27,5....13,5 ......9,5 .....5,5
28.April-10.Mai ....34,5 ...9,5 ...27,0....13,5 .....10,5 .....5,0
8.-20.Mai ..........32,0 ...8,5 ...28,5....14,5 .....10,0 .....6,5
5.-17.Juni .........32,0 ...7,0 ...29,0....15,5 .....11,0 .....5,5
2.-15.Juli .........31,5 ...6,5 ...31,5....15,5 ......9,5 .....5,5
1.-12.August .......31,0 ...6,0 ...32,0....17,0 ......8,5 .....5,5
26.Aug.-9.Sept. ....32,0 ...6,0 ...29,5....18,5 ......9,0 .....5,0
3.-16.September ....32,5 ...6,5 ...29,5....18,5 ......8,0 .....5,0
1.-14.Oktober ......30,5 ...5,5 ...28,0....20,5 ......9,5 .....6,0
25.Okt.-7.Nov. .....32,0 ...6,5 ...29,0....18,0 ......8,5 .....6,0
6.-18.November .....32,0 ...6,0 ...27,5....19,5 ......9,0 .....6,0
27.Nov.-10.Dez. ....34,0 ...6,0 ...28,5....18,5 ......8,0 .....5,0

Jahresdurchschnitt .33,0 ...8,0 ...28,0....16,0 ......9,5 .....5,5

2011: 7.-21..Januar ......34,5 ...5,5 ...27,5....18,0 ......8,5 .....6,0

___________________

*) 1998 bis einschließlich Juli 2005: PDS
August 2005 bis einschließlich Mai/Juni 2007: Linkspartei               

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1b
Westdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Westdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Westdeutschland
  ------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Sonstige

Grüne LINKE*)
% % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.1998 ................37,0 ...7,0 ...42,3.....7,3 ......1,2 .....5,2

1998: Jahresdurchschnitt .35,8 ...7,0 ...43,2.....8,3 ......1,2 .....4,5
1999: Jahresdurchschnitt .42,9 ...7,4 ...35,8.....7,8 ......1,7 .....4,4
2000: Jahresdurchschnitt .34,8 ..10,2 ...40,1.....8,4 ......2,0 .....4,5
2001: Jahresdurchschnitt .35,4 ..11,4 ...39,2.....8,3 ......1,8 .....3,9

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
22.9.2002 ................40,8 ...7,6 ...38,3.....9,4 ......1,1 .....2,8

2002: Jahresdurchschnitt .41,7 ..11,0 ...34,5.....8,1 ......1,7 .....3,0
2003: Jahresdurchschnitt .46,9 ...8,3 ...29,3....11,3 ......1,2 .....3,0
2004: Jahresdurchschnitt .46,6 ...8,6 ...26,4....12,2 ......2,1 .....4,1

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
18.9.2005 ................37,4 ..10,2 ...35,1.....8,8 ......4,9 .....3,6

2005: Jahresdurchschnitt .43,3 ...8,9 ...31,4.....9,2 ......4,2 .....3,0
2006: Jahresdurchschnitt .37,4 ..12,0 ...30,9....10,0 ......6,0 .....3,7
2007: Jahresdurchschnitt .38,6 ..11,4 ...29,3....10,4 ......6,9 .....3,4
2008: Jahresdurchschnitt .37,9 ..12,1 ...27,4....10,8 ......8,2 .....3,6

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009.................34,7 ..15,4 ...24,2....11,5 ......8,3 .....5,9

2009: Jahresdurchschnitt .37,0 ..14,5 ...25,0....12,5 ......7,0 .....4,0

2010: 7.-21.Januar .......35,5 ..13,5 ...26,5....12,5 ......7,0 .....5,0
5.-19.Februar ......38,5 ..11,5 ...24,5....14,5 ......6,0 .....5,0
5.-17.März .........37,5 ...9,5 ...26,5....14,0 ......7,0 .....5,5
10.-23.April .......36,0 ...9,5 ...28,5....14,5 ......6,0 .....5,5
28.April-10.Mai ....35,5 ..10,0 ...28,0....14,5 ......7,0 .....5,0
8.-20.Mai ..........33,0 ...9,0 ...29,5....15,5 ......6,5 .....6,5
5.-17.Juni .........33,0 ...7,5 ...30,0....17,0 ......7,0 .....5,5
2.-15.Juli .........32,5 ...7,0 ...32,5....17,0 ......6,0 .....5,0
1.-12.August .......32,0 ...6,5 ...33,0....18,5 ......5,0 .....5,0
26.Aug.-9.Sept. ....32,5 ...6,5 ...30,5....20,0 ......5,5 .....5,0
3.-16.September ....33,5 ...7,0 ...30,5....20,0 ......4,5 .....4,5
1.-14.Oktober ......31,0 ...5,5 ...29,0....22,5 ......6,0 .....6,0
25.Okt.-7.Nov. .....33,0 ...6,5 ...30,5....19,5 ......5,0 .....5,5
6.-18.November .....33,5 ...6,0 ...28,0....21,0 ......5,5 .....6,0
27.Nov.-10.Dez. ....35,5 ...6,0 ...29,5....19,5 ......4,5 .....5,0

Jahresdurchschnitt .34,0 ...8,0 ...29,0....17,5 ......6,0 .....5,5

2011: 7.-21..Januar ......36,0 ...5,5 ...28,5....19,5 ......4,5 .....6,0

___________________

*) 1998 bis einschließlich Juli 2005: PDS
August 2005 bis einschließlich Mai/Juni 2007: Linkspartei               

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



Tabelle B 1c
Ostdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Ostdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Ostdeutschland
                --------------------------------------------------

CDU/CSU FDP SPD  Bündnis 90/ DIE Sonstige
Grüne LINKE*)

% % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.1998 .................27,3 ...3,3 ..35,1 ....4,1 ......21,6 ....8,6

1998: Jahresdurchschnitt .25,9 ...3,3 ...38,5.....5,4 .....22,4 .....4,5
1999: Jahresdurchschnitt .32,9 ...4,4 ...26,5.....3,8 .....25,5 .....6,9
2000: Jahresdurchschnitt .26,9 ...5,5 ...30,4.....3,9 .....25,5 .....7,8
2001: Jahresdurchschnitt .28,3 ...6,8 ...29,1.....4,6 .....25,2 .....6,0

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
22.9.2002.................28,3 ...6,4 ...39,7.....4,7 .....16,9 .....4,0

2002: Jahresdurchschnitt .31,0 ...9,5 ...28,8.....4,4 .....21,8 .....4,5
2003: Jahresdurchschnitt .36,1 ...7,4 ...27,5.....6,4 .....18,8 .....3,8
2004: Jahresdurchschnitt .34,5 ...6,6 ...22,3.....7,7 .....23,4 .....5,5

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
18.9.2005.................25,3 ...8,0 ...30,4.....5,2 .....25,3 .....5,8

2005: Jahresdurchschnitt .30,5 ...7,0 ...26,5.....5,4 .....25,5 .....5,1
2006: Jahresdurchschnitt .25,9 ...9,4 ...26,4.....6,1 .....26,6 .....5,6
2007: Jahresdurchschnitt .26,8 ...8,7 ...26,5.....6,2 .....27,7 .....4,1
2008: Jahresdurchschnitt .26,8 ...8,1 ...24,1 .....6,9 .....29,6 .....4,5

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009.................29,8 ..10,6 ...17,9.....6,8 .....28,6 .....6,3

2009: Jahresdurchschnitt .29,0 ..10,0 ...21,0.....7,5 .....27,0 .....5,5

2010: 7.-21.Januar .......29,5 ...9,5 ...19,0.....7,5 .....29,0 .....5,5
5.-19.Februar ......30,0 ...7,5 ...20,0.....8,5 .....29,0 .....5,0
5.-17.März .........29,0 ...7,5 ...20,5.....8,5 .....29,0 .....5,5
10.-23.April .......30,0 ...8,0 ...22,0.....8,0 .....27,0 .....5,0
28.April-10.Mai ....29,0 ...7,5 ...22,5.....9,0 .....26,0 .....6,0
8.-20.Mai ..........27,0 ...6,5 ...23,5.....9,5 .....26,5 .....7,0
5.-17.Juni .........27,5 ...6,0 ...24,0.....9,5 .....27,5 .....5,5
2.-15.Juli .........27,0 ...5,5 ...27,0.....9,5 .....25,0 .....6,0
1.-12.August .......26,5 ...5,0 ...26,5....10,0 .....25,0 .....7,0
26.Aug.-9.Sept. ....28,5 ...4,5 ...25,0....12,0 .....25,0 .....5,0
3.-16.September ....27,0 ...5,0 ...25,0....11,5 .....24,5 .....7,0
1.-14.Oktober ......27,0 ...4,5 ...23,0....12,5 .....26,5 .....6,5
25.Okt.-7.Nov. .....27,0 ...5,5 ...22,5....12,5 .....25,0 .....7,5
6.-18.November .....25,5 ...5,0 ...24,5....13,0 .....25,5 .....6,5
27.Nov.-10.Dez. ....27,5 ...5,0 ...25,5....13,5 .....24,5 .....4,0

Jahresdurchschnitt .28,0 ...6,0 ...23,5....10,5 .....26,0 .....6,0

2011: 7.-21..Januar ......27,0 ...5,0 ...24,0....11,5 .....26,5 .....6,0

___________________

*) 1998 bis einschließlich Juli 2005: PDS
August 2005 bis einschließlich Mai/Juni 2007: Linkspartei               

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach



S c h a u b i l d e r



©
 If

D
-A

lle
n

sb
a

c
h

Ba
sis

: B
u

n
d

e
sr

e
p

u
b

lik
 D

e
u

ts
c

h
la

n
d

, B
e

vö
lk

e
ru

n
g

 a
b

 1
6 

Ja
h

re

A
n

 1
00

 f
e

h
le

n
d

e
 P

ro
ze

n
t:

 U
n

e
n

ts
c

h
ie

d
e

n

Sc
h

a
u

b
ild

 1

M
ä

rz
 b

is
 M

a
i 2

01
0:

 G
rie

c
he

nl
a

nd
-K

ris
e

Fr
a

g
e

:“
W

ie
 v

ie
l V

e
rt

ra
u

e
n

 h
a

b
e

n
 S

ie
 z

u
r E

u
ro

p
ä

isc
h

e
n

 U
n

io
n

?
 W

ü
rd

e
n

 S
ie

 s
a

g
e

n
 s

e
h

r g
ro

ße
s 

  V
e

rt
ra

u
e

n
, g

ro
ße

s 
V

e
rt

ra
u

e
n

, n
ic

h
t 

so
 g

ro
ße

s 
V

e
rt

ra
u

e
n

, k
a

u
m

, g
a

r k
e

in
 V

e
rt

ra
u

e
n

”

D
a

s 
V

e
rt

ra
u

e
n

 in
 d

ie
 E

u
ro

p
ä

isc
h

e
 U

n
io

n

Q
u

e
lle

: A
lle

n
sb

a
c

h
e

r A
rc

h
iv

, I
fD

-U
m

fr
a

g
e

n

20
02

20
07

20
05

M
a

i 2
01

0
A

p
ril

 2
01

0
M

ä
rz

 2
01

0
Ja

n
u

a
r 2

01
1

49
 %

25
40

33
38

33
37

26

67
56

51
56

51

63

Se
h

r g
ro

ße
s 

V
e

rt
ra

u
e

n
/

G
ro

ße
s 

V
e

rt
ra

u
e

n

N
ic

h
t 

so
 g

ro
ße

s 
V

e
rt

ra
u

e
n

/
K

a
u

m
, g

a
r k

e
in

 V
e

rt
ra

u
e

n

Engelhardt

Engelhardt
Schaubild 1



©
 If

D
-A

lle
n

sb
a

c
h

Ba
sis

: B
u

n
d

e
sr

e
p

u
b

lik
 D

e
u

ts
c

h
la

n
d

, B
e

vö
lk

e
ru

n
g

 a
b

 1
6 

Ja
h

re

A
n

 1
00

 f
e

h
le

n
d

e
 P

ro
ze

n
t:

 U
n

e
n

ts
c

h
ie

d
e

n

Fr
a

g
e

:“
W

e
n

n
 je

m
a

n
d

 s
a

g
t:

 ‘
Eu

ro
p

a
 is

t 
u

n
se

re
 Z

u
ku

n
ft

’.
 W

ü
rd

e
n

 S
ie

 s
a

g
e

n
, d

a
s 

st
im

m
t,

 o
d

e
r i

st
 d

a
s

  I
h

re
r M

e
in

u
n

g
 n

a
c

h
 n

ic
h

t 
ric

h
tig

?
”

“Z
u

ku
n

ft
 E

u
ro

p
a

”

Q
u

e
lle

: A
lle

n
sb

a
c

h
e

r A
rc

h
iv

, I
fD

-U
m

fr
a

g
e

n

A
u

g
u

st
/

Se
p

te
m

b
e

r 1
99

7
A

p
ril

/
M

a
i 2

00
5

A
p

ril
20

10
Ja

n
u

a
r

20
11

52
 %

62

53

41

27

19
19

34

Is
t m

e
in

e
r M

e
in

un
g

na
c

h 
ni

c
ht

 ri
c

ht
ig

Ja
, d

a
s 

st
im

m
t

Sc
h

a
u

b
ild

 2

Engelhardt
Schaubild 2

Engelhardt



©
 If

D
-A

lle
n

sb
a

c
h

Ba
sis

: B
u

n
d

e
sr

e
p

u
b

lik
 D

e
u

ts
c

h
la

n
d

, B
e

vö
lk

e
ru

n
g

 a
b

 1
6 

Ja
h

re

Fr
a

g
e

:“
W

iss
e

n
 S

ie
 z

u
fä

lli
g

, w
e

r H
e

rm
a

n
 v

a
n

 R
o

m
p

u
y 

ist
?

”

In
fo

rm
a

tio
n

sd
e

fiz
it

Q
u

e
lle

: A
lle

n
sb

a
c

h
e

r A
rc

h
iv

, I
fD

-U
m

fr
a

g
e

 1
00

66

4 3 2 1 91

%
R

ic
h

tig
e

 A
n

tw
o

rt
:

(s
tä

n
d

ig
e

r)
 P

rä
sid

e
n

t 
d

e
s

Eu
ro

p
ä

isc
h

e
n

 R
a

te
s

V
a

g
e

 A
n

tw
o

rt
, d

ie
 d

e
n

N
a

m
e

n
 m

it 
d

e
r E

U
 in

V
e

rb
in

d
u

n
g

 b
rin

g
t

V
a

g
e

, n
ic

h
t 

fa
lsc

h
e

 
A

n
tw

o
rt

: (
b

e
lg

isc
h

e
r)

P
o

lit
ik

e
r

Fa
lsc

h
e

 A
n

tw
o

rt
e

n

K
e

in
e

 A
n

g
a

b
e

Su
m

m
e

 g
rö

ße
r a

ls 
10

0 
w

e
g

e
n

 M
e

h
rf

a
c

h
n

e
n

n
u

n
g

e
n

Sc
h

a
u

b
ild

 3

Engelhardt
Schaubild 3

Engelhardt



 
Veröffentlichung in der Frankfurter Allgemeinen 

Zeitung Nr. 21 vom 26. Januar 2011, S. 5, 

unter dem Titel:

"Das gemeinsame Interesse an Europa ist in Gefahr. 

Nicht die mangelnde Wertschätzung der Gemein-

schaftswährung, sondern die unzureichende Kom-

munikation der europäischen Entwicklung zeitigt 

negative Folgen." 






